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163 Verordnung 
über Anderung der Rechtsverordnung betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung. 
Vom 6. September 1933. 

Auf Grund von S 1 Ziffer 9 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 

Artikel III der Rechtsverordnung betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung vom 30. Juni 1933 erhält folgenden Wortlaut: 

§ 6, Satz 2 des preußiſchen Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1851 
erhält folgende Faſſung: 

Die Feſthaltung der polizeilich in Verwahrung genommenen Perſonen darf, ſofern nicht die Feſt⸗ 
haltung aus dem Grunde der Gemeingefährlichkeit wegen Geiſteskrankheit erfolgt iſt, den Zeitraum 
von 3 Wochen nicht überſchreiten. Über die Feſthaltung entſcheidet in Gemeindebezirken mit ſtaat⸗ 
licher Polizeiverwaltung der Polizeipräſident, in anderen Gemeinden der Landrat. Den Feſtgenommenen 
ſteht die Beſchwerde an den Senat zu. 


Danzig, den 6. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


164 : Verordnung 
betreffend Errichtung eines Fracht⸗ und Tarifausſchuſſes. 
Vom 29. Auguſt 1933. 
Auf Grund des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. 6. 1933 $ 1 
Ziffer 66 und 71 und § 2 (G. Bl. S. 273) wird für das geſamte Stromgebiet der Freien 
Stadt Danzig, einſchließlich des Weichſel⸗Nogat⸗Deltas, verordnet: 


SI 
Verträge, die eine Güter⸗ oder Perſonenbeförderung mit Binnenſchiffen (Kähnen, Motorkähnen, 
Lommen, Schleppern, Güterdampfern, Fahrgaſtſchiffen) bezwecken oder die Ermietung ſolcher zum 
Gegenſtand haben, und Verträge, die in anderer Rechtsform auf das gleiche verkehrswirtſchaftliche Er⸗ 
gebnis hinauslaufen, ſind nichtig, wenn ſie in Zuwiderhandlung gegen Beſchlüſſe eines Frachtenaus⸗ 
ſchuſſes (Verordnungen vom 8. Auguſt 1933 Danziger Staatsanzeiger S. 373 und 374) abge⸗ 
ſchloſſen werden, die von der Aufſichtsbehörde beſtätigt ſind. Zuſtändig iſt für die Freie Stadt 
Danzig der Fracht- und Tarifausſchuß Danzig. Zuſtändig für das Gebiet des Weichſel⸗Nogat⸗Deltas 
der Frachtenausſchuß des Lommenſchifferbetriebsverbandes Tiegenhof. 
82 | 
Verträge der im S 1 erwähnten Art, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung beſchloſſen 
find, find bis zum 14. Tage nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung dem Fracht- und Tarifaus⸗ 
ſchuß bezw. dem Frachtenausſchuß Tiegenhof vorzulegen. Innerhalb dieſer Friſt nicht vorgelegte Ver⸗ 
träge verlieren ihre Gültigkeit. Sind ſie friſtgerecht vorgelegt, ſo kann der Frachten⸗ und Tarifaus⸗ 
ſchuß bezw. der Frachtenausſchuß Tiegenhof, inſoweit ſie im Widerſpruch ſtehen mit den Zielen der 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 9. 1933.) 


423 
Verordnung betreffend Errichtung eines Fracht⸗ und Taxifausſchuſſes vom 8. Auguſt 1933 (G. Bl. 
S. 374) und Verordnung zur Errichtung eines Frachtenausſchuſſes für das Gebiet des Lommenſchiffer⸗ 
verbandes vom 8. 8. 1933 (G. Bl. S. 373) beſchließen, daß ſie ihre Gültigkeit verlieren. 
Bei nicht ſchuldhafter Berſäumung der Friſt kann die Aufſichtsbehärde auf Anttag die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gewähren. Dem IAntrage muß der Vertrag beigefügt werden. Wird 
dem Antrage entſprochen, ſo gelten die Wirkungen der. Verſäumung der Friſt als nicht eingetreten. 


a N 83 
Die Führer von Binnenſchiffen (Kähnen, Motorkähne, Lommen, Schleppern, Güterdampfern oder 
Fahrgaſtſchiffen) ſind verpflichtet, bei ſich zu führen und den zuſtändigen Beamten auf Verlangen zur 
Einſichtnahme auszuhändigen: 

a) in den Fällen, in denen der Schiffseigentümer Mitglied des durch die Verordnung vom 
1. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 365) errichteten Schiffahrtbetriebsverbandes iſt, einen von dem 
zuſtändigen Betriebsverband für das betreffende Schiff auszuſtellenden Ausweis darüber, daß 
der Schiffseigentümer Mitglied eines Betriebsverbandes (Danzig oder Tiegenhof) it. (Dauer⸗ 
ausweis.) Der Ausweis kann dem Schiffseigentümer durch Beſchluß des Vorſtandes des zu⸗ 
ſtändigen Betriebsverbandes entzogen werden, wenn er ſich nicht an die Beſtimmungen des 
betreffenden Betriebsverbandes hält. Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Beſtätigung durch die 

Aufſichtsbehörde. Entzogene Ausweiſe ſind ungültig. 

b) in den Fällen, in denen der Schiffseigentümer Mitglied eines Betriebsverbandes NE, einen 
vom zuſtändigen Betriebsverband ausgeſtellten Ausweis darüber, daß für die Annahme des 
Beförderungsauftrages die von dem örtlich zuſtändigen Betriebsverband hierfür erlajfenen. 
Beſtimmungen eingehalten find. (Reiſeausweis), 

e) einen Ausweis darüber, aus dem ſich der Wohnſitz des Schiffseigentümers ergibt und in den 
Fällen, in denen die Vermehrung des Schiffsraumes von beſonderer Genehmigung ab⸗ 
hängig iſt (Verordnung vom 6. Juni 1932 G. Bl. S. 399), einen Ausweis darüber, daß 
dieſe Genehmigung erteilt it. (Verkehrsausweis.) 

Für die Ausübung der Kontrolle find zuſtändig die Beamten der Waſſer⸗ und Schiffahrtspolizei; 
der Orts⸗ und Kreispolizeibehörden ſowie die Zoll- und Grenzbeamten. 


8 4 
Mit Geldſtrafen wird beſtraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig 

a) entgegen den Vorſchriften des § 3 keinen oder einen ungültigen Ausweis führt oder den Aus⸗ 
weis nicht den zuſtändigen Beamten auf Verlangen zur Einſichtnahme aushändigt, 

b) Beſchlüſſen des Fracht⸗ und Tarifausſchuſſes Danzig oder des Frachtenausſchuſſes Tiegenhof 
(Verordnungen vom 8. 8. 1933 G. Bl. S. 373 und 374), die von der Aufſichtsbehörde be⸗ 
ſtätigt ſind, zuwiderhandelt. 

85 
Die Aufſichtsbehörde kann in allen beſonders gelagerten Fällen eine von dieſer Verordnung ab⸗ 
weichende Regelung treffen. 
i 8 6 
Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 29. Auguſt 1933. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


165 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Bildung von Ertragswertklaſſen und Nahmenſätzen zur 
Feſtſtellung der Steuerwerte von landwirtſchaftlichen Betrieben nach dem Stande 
vom 31. 12. 1931 (St. A. I S. 204). 
Vom 31. Auguſt 1933. 
Artikel 1 ES 
Die Verordnung über die Bildung von Ertragswertklaſſen und Rahmenſätzen zur Feſtſtellung der 
Steuerwerte von landwirtſchaftlichen Betrieben nach dem Stande vom 31. 12. 1931. (St. A. I. S. 204); 
wird wie folgt geändert: | 

1. Artikel I wird geſtrichen. 

2. Der bisherige Artikel II erhält folgenden Wortlaut: 


423 
„Artikel ! 
Für die Feſtſtellung der Steuerwerte lanndwirtſchaftlicher Betriebe werden 8 Ertragswertklaſſen 
mit folgenden Rahmenſätzen für je 1 Hektar aufgeſtellt: 
Rahmenſatz 
Ertragswertklaſſe 1 2000 G — 1751 G 
2 1750 G — 1501 G 
3 1500 G — 1251 G 
4 . . 1250 G — 1001 G 
5 . . 1000 G— 751 G 
6 750 G — 501 G 
T 500 G — 251 G 
8: 250 G und darunter.“ 
Der bisherige Artikel III wird Artikel II. 


Artikel 2 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft mit der Wirkung, daß ſie für 
die Feſtſtellung der Vermögenswerte nach dem Stande vom 31. 12. 1931 Anwendung findet. 


Danzig, den 31. Auguſt 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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